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In geschlossenen Räumen, die öffentlich zu-
gänglich sind oder mehreren Personen als  
Arbeitsplatz dienen, gilt ein Rauchverbot. Mög-
lich sind jedoch bewilligungspflichtige Rau-
cherlokale und bediente Fumoirs, falls die Mit-
arbeitenden von Restaurations- und Hotel - 
betrieben dem schriftlich zustimmen. Dieser 
landesweite Mindeststandard gilt seit Mai 2010. 
Die bisherigen Erfahrungen sind positiv, für die 
Bevölkerung sind die Änderungen offensicht-
lich und die neuen Regeln haben die Debatte 
ums Passivrauchen eindeutig beruhigt. Doch 
kurz nach Inkrafttreten des neuen Gesetzes wur- 
de die Initiative «Schutz vor Passivrauchen»  
eingereicht, welche eine einheitliche und vor 
allem noch schärfere Verbotspolitik anstrebt. 
Bei einer Annahme dieser Initiative müssten 
innerhalb eines halben Jahres die heute be- 
willigungspflichtigen Raucherbeizen und auch 
bediente Fumoirs verschwinden.

Aber nicht nur das: «Nicht geraucht werden 
darf in allen Innenräumen, die als Arbeitsplatz 
dienen», kann man im vorgelegten Verfas-
sungstext nachlesen. Damit zielt man auch auf 
Einzelarbeitsplätze, welche heute vom Rauch-
verbot bewusst ausgenommen sind. Die Arbeit-
geber können also einem Raucher einen Ein-
zelarbeitsplatz anbieten, wenn kein Rauch in die 
rauchfreien Räume gelangt. Diese Möglichkeit 
würde dann wohl wegfallen. Auch Einzelunter-
nehmer könnten daran gehindert werden, in 

ihren eigenen Büroräumlichkeiten oder Werk-
stätten zu rauchen, selbst dann, wenn keine  
anderen Personen diese Räume betreten. Damit 
würden wir erstmals einen «Schutz vor Aktiv-
rauchen» einführen. Auch müsste das Rauchen 
an pri vaten Anlässen verboten werden, wenn 
dabei Angestellte – etwa vom Cateringservice – 
zum Einsatz kommen.

Die Einreichung einer Initiative so kurz nach Ein-
führung des Bundesgesetzes zum Schutz vor 
Passivrauchen mit Verschärfungen, die sensible 
persönliche und unternehmerische Freiheiten 
tangieren, ist fragwürdig und wird als Zwänge-
rei empfunden. Die Vermutung liegt nahe, dass 
es den Initianten weniger um das anerkannte 
Ziel des Nichtraucherschutzes geht als viel-
mehr um die rauchfreie Gesellschaft als solche.

Heutige Regelung vernünftig

Der Reflex zu radikalen Verboten ist selten ziel-
führend. Alltag, Beruf und Freizeit bergen 
(Gesundheits-)Risiken, bei welchen es immer 
auch um die Relation zu (subjektiven) Op-
portunitäten geht. Nur dort, wo Risiken und 
Opportunitäten nicht von derselben Person 
getragen werden, ist ein staatliches Risikoma-
nagement angezeigt. Eine radikale Sicher - 
heits- und Verbotskultur, welche die Menschen 
vor sicher selber schützen will, geht zwangs-
läufig auf Kosten der Opportunitäten, hier der 
Lebensfreude, der Geselligkeit oder der Kom-
munikation. Menschen haben ein nicht zu unter-
schätzendes Risikobedürfnis. Verbote ani-
mieren zu Ausweichverhalten (etwa illegalen 
Raucherclubs), ohne dass mehr Sicherheit  
oder Gesundheit geschaffen würde.

Die Effekte der heutigen Regelung sind für alle 
Bürger ersichtlich und vernünftig. Gastronomie 
und Hotellerie haben die Möglichkeit, die vor-
handene Nachfrage nach bedienten Raucher-
räumen zu befriedigen, Arbeitnehmende wer-
den vor Passivrauch geschützt. Ein Schutz vor 
«Aktivrauchen» hingegen ist unerwünscht. Die 
Initiative «Schutz vor Passivrauchen» ist radikal 
und gehört abgelehnt. �
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Schutz vor « Aktivrauchen » ?
Am 23. September stimmen wir über die Volksinitiative «Schutz vor Passiv-

rauchen» ab. Mit der vorgesehenen Ausdehnung des Rauchverbots auf 

Einzelarbeitsplätze würde man die Raucher vor sich selber schützen und 

damit einen unsinnigen Schutz vor «Aktivrauchen» einführen. Jürg Zellweger
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